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„Atypische“ Festanstellung

Astrid Kasparek

Das Zeitalter der „atypischen“ 

Festanstellung ist längst ange-

brochen. Für Beschäftigte in 

der IT-Branche, der Erwachse-

nenbildung, im Journalismus, 

unter Autoren und Künstlern 

ist ein pensionssichernder 40-

Stundenjob ein fremdartiger 

Zustand des vorigen Jahrtau-

sends, an den man sich kaum 

erinnern kann. 30.000 Menschen 

sind derzeit in Österreich mit-

tels freier Dienstverträge be-

schäftigt, 70.000 haben einen 

Werkvertrag (Quelle: Gewerk-

schaft der Privatangestellten – 

GPA). Der Österreichische Ge-

werkschaftsbund (ÖGB) spricht 

gar von einer Mio. atypisch Be-

schäftigter – er inkludiert auch 

Leiharbeiter und geringfügig 

Beschäftigte. 

„Die Zahl der atypisch Be-

schäftigten steigt kontinuier-

lich“, bestätigt Andrea Schober 

von der GPA den Trend. Parallel 

dazu steigt die Zahl der Privat-

konkurse. Durch das fehlende 

sozialstaatliche Auffangnetz 

stolpern viele allzu leicht in pre-

käre ökonomische Situationen. 

Die meist  unfreiwillig gewählte 

„Freiheit“ hat ihren Preis: kein 

Urlaubs- und Krankengeld, kei-

ne Pfl egefreistellungen, keine 

Arbeitslosen- und Pensionsver-

sicherung. Das in Unternehmer-

kreisen beliebte „Outsourcing“ 

bestimmter Geschäftsfelder 

und damit verbunden das Ver-

drängen der Arbeitnehmer aus 

regulären Dienstverhältnissen 

erspart Arbeitgebern eine Men-

ge Lohnnebenkosten, so die Kri-

tik der Gewerkschaft.

Gleichstellung gefordert

Zahlt der Dienstgeber bei 

freien Dienstverträgen zumin-

dest den Sozialversicherungs-

beitrag (nur Unfall- und Kran-

kenversicherung), muss sich ein 

Werkvertragler um alle sozial-

versicherungstechnischen An-

gelegenheiten selber kümmern. 

Geringfügig Beschäftigte (etwa 

Regalbetreuerinnen, Kassiere-

rinnen in Supermärkten) unter-

liegen einer Einkommensgren-

ze von 341 Euro monatlich (oder 

26,20 Euro pro Tag) und sind nur 

unfallversichert. Gewerkschaf-

ter fordern die verpfl ichtende 

Gleichstellung Betroffener be-

züglich Arbeitsrecht, Sozial- und 

Arbeitslosenversicherung sowie 

verbesserte Möglichkeiten der 

Einklagbarkeit des Arbeitneh-

merstatus. Der politische Druck 

zur Verbesserung der Arbeitssi-

tuation der „Atypischen“ müsse 

heftiger werden. Während SPÖ 

und Grüne diese Forderungen 

unterstützen, spricht die ÖVP 

im Parteiprogramm vom „Über-

wiegen der Vorteile“ (Flexi-

bilität, Selbstverantwortung) 

und „hoher Zufriedenheit“ der 

Selbstständigen.

Fortsetzung von Seite 1

Wichtig wären Förderungen für 

Menschen im Haupterwerbsal-

ter, für die es noch keine Maß-

nahmen gibt. 

Positive Negativsteuer?

Ein für Österreich neues Ins-

trument zur Armutsvermeidung 

hat erst kürzlich Sozialminister 

Buchinger zum Tagesthema ge-

macht. Sein Vorschlag einer Er-

höhung der Negativsteuer – in 

Anlehnung an den Working Cre-

dit in Großbritannien – hat für 

frischen Wind in der sozialpo-

litischen Debatte gesorgt. Der 

ÖGB begrüßte den aktuellen 

Vorschlag des Sozialministers, 

die Negativsteuer von derzeit 

neun Euro pro Monat auf bis zu 

250 Euro pro Monat anzuheben 

und damit eine Art Mindestein-

kommen für Erwerbstätige zu 

schaffen. Die Höhe der Nega-

tivsteuer solle abhängig vom 

gesamten Haushaltseinkom-

men ab einem jährlichen Net-

toerwerbseinkommen von 8400 

Euro gewährt werden. 

SPÖ-Frauenpolitikerinnen se-

hen in diesem Punkt die Gefahr, 

dass Frauen zu „Dazuverdiene-

rinnen“ degradiert und aus der 

Vollzeitbeschäftigung gedrängt 

werden, damit die Haushalts-

einkommensgrenze zum Er-

werb der höheren Negativsteu-

er nicht überschritten wird. Um 

auch Anreize für die Erhöhung 

der Erwerbsintensität von Frau-

en zu schaffen, könnte der Steu-

erbonus bei zwei Erwerbstäti-

gen in einem Haushalt erst bei 

einem höheren Haushaltsein-

kommen einsetzen. Vorstellbar 

wären hier statt der 8400 Euro 

insgesamt 12.000 Euro (je 6000 

pro Person).

Martin Schenk von der Ar-

mutskonferenz sieht im Vor-

schlag Minister Buchingers 

zwar einen richtigen Schritt in 

Richtung Armutsvermeidung. 

Sinnvoller wäre jedoch, den 

Betrag, der am Jahresende an-

gefordert werden muss, nicht 

auf einmal auszuschütten, son-

dern auf zwölf Teilbeträge auf-

zusplitten. „Das Geld wird von 

den Familien ja monatlich ge-

braucht und nicht nur einmal 

am Jahresende.“

Die Alternativen und Grünen 

Gewerkschafter fordern statt 

eines österreichischen Tax-

Credit-Modells Investitionen in 

die „infrastrukturelle“ Grund-

sicherung. Prekär Beschäf-

tigten – betroffen sind davon 

vor allem Frauen – sei mit dem 

fl ächendeckenden Ausbau ganz-

tägiger Kinderbetreuungsein-

richtungen sowie hochwertigen 

Qualifi zierungs- und Bildungs-

angeboten mehr geholfen als 

mit steuerlichen Förderungen, 

die wieder Löcher in Budgets 

reißen – Gelder, die dann woan-

ders fehlen. Die ÖVP hingegen 

stellt sich frontal gegen Buchin-

gers Vorschlag. Der soziale Be-

darf müsse über das Sozial- und 

nicht über das Steuersystem 

geregelt werden. Es mute ei-

genartig an, dass der Sozialmi-

nister das Problem dem Finanz-

minister zuspiele, rechtfertigt 

ÖVP-Budgetsprecher Günter 

Stummvoll die ablehnende Hal-

tung seiner Partei. Buchinger 

will die Negativsteuer jeden-

falls in der Steuerreform 2010 

verankert sehen.
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Unfreiwillige Selbstständigkeit hat ihren Preis: Ein soziales Netz fehlt.
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 Info 

  •   Working Tax Credit.   Steuer-

liche Gutschrift für Erwerbstä-

tige mit geringem Einkommen. 

Erwerbsarbeit von mindestens 

30 Wochenstunden ist Voraus-

setzung. Das gesamte Haus-

haltseinkommen darf eine 

festgelegte Schwelle nicht über-

schreiten. Haushalte mit Kin-

dern oder behinderte Personen 

sind ab 16 Wochenstunden an-

spruchsberechtigt. Steigt das 

Haushaltseinkommen, sinkt die 

Steuergutschrift. Buchingers 

Plan sieht einen Steuerbonus ab 

dem jährlichen Nettoerwerbs-

einkommen von 8400 Euro vor, 

bei Personen mit Handicap ab 

7000 Euro. Maximalbonus pro 

Jahr: 2400 Euro (ohne Kinder) 

oder 3600 Euro (mit Kindern).  

Abtauchen in unfreiwillige Selbstständigkeit als Alternative zur 

Arbeitslosigkeit – Dienstgeber sparen Sozialkosten. Foto: Bilderbox.com
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